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                                                    6/2003-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 13. November 2003  
   
Tagungsort:         Rathaussaal         
 
Beginn:            19.00 Uhr 
 
 
 
A n w e s e n d e : 
 
 
ÖVP-Fraktion: 
 
     1.   Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
    2.   Vizebgm.       Johann Schachl 
  3.  GV.         Maria Ehrnleitner 

4.  GV.         Stefan Gaisbichler  
  5.  GR.         Franz Emeder   

6.  GR.         Franz Loidl 
7.  GR.         Marianne Kübler   

  8.  EG.         Mag. Bernhard Roither 
9.  GR.         Peter Wechselauer  

  10.   GR.         Thomas Ebetsberger  
  11.   GR.         Dr. Oskar Vogel 

12.   GR.         Mag. Dachs-Machatschek Herbert 
13.   GR.         Dipl.-Ing.Dr.Alois Dachs 

 
   
SPÖ-Fraktion: 
 
   14.   Vizebgm.      Gertraud Eisterer 

15.   GV.         Ing. Kurt Berger 
16.   EG.         Horst Klein  
17.   GV.         Ing.Rudolf Stallinger  
18.    GR.              Ulrike Berger 
19.   GR.         Gerald Mayrhofer 
20.   GR.         Irene Husly (ab 19.27 Uhr, TOP. 5)  

 21.   GR.         Rudolf Stockinger 
22.   GR.         Ing. Karl Födinger 
23.   GR.         Herbert Kritzinger   
24.   GR.          Josef Püringer 

 25.   GR.          Herbert Aigner 
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 FPÖ-Fraktion: 
 
 26.   GR.          Ing.Heinz Hackl 

27.   GR.         Dipl.-Ing. Hans-Peter Zirkel 
 28.   GR.         Mag.Erich Kaniak   
  
 
 GRÜNE-Fraktion: 
 

29.   GR.         Wolfgang Vogel 
30.   GR.         Dipl.-Ing. Harald Huber 
31.   GR.         Mag. Bernadete Märzinger 
 

 
Der Leiter des Gemeindeamtes: Johann Schmidt    
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)     die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990) enthalten ist 

und die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder 
bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 14.11.2003 öffentlich 
kundgemacht wurde;  
 

c)   die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
d)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 16.10.2003 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung 
zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können.  

 
e) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
 Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 

Gemeinderatsmitglieder bekanntgegeben: 
 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:    GV. Stefan Gaisbichler 
  

Für die SPÖ-Fraktion:    Vizebgm. Gertraud Eisterer 
 
 Für die FPÖ-Fraktion:    GR. DI.Hans-Peter Zirkel 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:  GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g  
 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 

a) Bei der Überprüfung des Standesamtes durch die Aufsichtsbehörde wurde eine sehr gute 
Führung festgestellt. 

 
b) Bezügl. neuem Flächenwidmungsplan und Örtlichem Entwicklungskonzept sind vom 

Land O.Ö. Versagungsgründe mitgeteilt worden. Die Gemeinde hat 3 Monate Zeit, zu den 
Versagungsgründen Stellung zu nehmen. Am 18.11. Gesprächstermin Bürgermeister und 
Ortsplaner in der Baurechtsabteilung. Anschl. Beratung und Erstellung einer Stellungnahme 
(Bauausschuss mit Ortsplaner, GR-Beschluss). 

 
 
Termine und Veranstaltungen 
 

a) Fr. 14.11., 19 Uhr, Forum REGATTA im Kultursaal 
b) Sa. 15.11., 19 Uhr, Klassisches Konzert in der Pfarrkirche Rosenau 
c) So. 16.11., 11 Uhr, Gemeindeseniorentag im Kultursaal 
d) Mo. 17.11., 20 Uhr, Konzert des MV Rosenau in Zell an der Pram 
e) Mi. 19.11., 19 Uhr, Vortrag „Gesunde Gemeinde“, Dr. Sacherer – Prostatavorsorge 
f) Mi. 19.11., 19 Uhr, Klavierkonzert des MV-Rosenau in der Musikschule 
g) Sa./So 22./23.11.,  Kindertheater "Die kleine Hexe" im Kultursaal, "Die Bühne" 
h) So. 23.11., 10.30 Uhr, Tag der Gemeinschaft der Siebenbürger Sachsen in Rosenau 
i) Mo. 24.11., 19 Uhr, Bildungsausschusssitzung 
j) Di. 25.11., 19.30 Uhr, Umweltausschusssitzung 
k) Do. 27.11., 17 Uhr, Personalbeiratssitzung 
l) Do. 27.11., 19 Uhr, Vernissage Rathausgalerie 
m) Sa. 29.11., 20 Uhr, Cäcilienkonzert MMK Seewalchen im Kultursaal 
n) Sa. 29.11.,  Adventmarkt im Pfarrsaal Rosenau der Evang. Frauen 
o) Sa. 29.11. Seminar "1 x 1 des erfolgreichen Gemeinderates" des O.Ö. Gemeindebundes 

(insbes. für neue Gemeinderäte; Informationen in der Amtsleitung) 
p) Di. 2.12., 18.30 Uhr, Gemeindevorstandssitzung 
q) Mi. 3.12., 19 Uhr, Vollversammlung des Tourismusverbandes Attersee 
r) Do. 4.12. 19 Uhr, Sozialausschusssitzung 
s) Fr. 5.12., 19.30 Uhr, Festveranstaltung 50-Jahre Stadt Freyung mit Verleihung der 

Ehrenbürgerschaft an Alt-Bgm. Wimmer 
t) So. 7.12., 9.00 Uhr, Christkindlmarkt der ÖVP Frauen am Kirchenplatz 
u) Mi. 10.12., 19 Uhr, Vollversammlung des Regionalentwicklungsvereins Attersee-Attergau 

(REGATTA) in Aurach am Hongar 
v) 12.12., 18 Uhr, Festsitzung und Weihnachtsfeier des Gemeinderates im Kultursaal 
w) 14.12., 19.30 Uhr, Advent-Feierstunde mit dem Jachobus-Chor in der Pfarrkirche Seewalchen 

 
x) Die Tagesordnungspunkte 3 u. 18 sind abgesetzt. 
 

 
Fragestunde 
 
Keine Anfragen 
 
12 Zuhörer 
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1.  Nachtragsvoranschlag  
für das Finanzjahr 2003 

 
Bgm.Reiter: 
Die Erstellung des Nachtragsvoranschlages für das Finanzjahr 2003 ist hauptsächlich durch 
Neuveranschlagungen aber auch durch Überschreitungen bzw. Reduzierungen von Voran-
schlagsbeträgen erforderlich geworden. Im Nachtragsvoranschlag stehen nunmehr einnahme- und 
ausgabeseitig  €  5,991.800,-  gegenüber.     
       
Der Ausgleich des Nachtragsvoranschlages im ordentlichen Haushalt gestaltete sich durch den zu 
erwartenden Rückgang bei den Bundesertragsanteilen um rd. € 75.000,-- , welcher aufgrund der 
schlechten Konjunkturlage lt. Mitteilung des Amtes der oö. Landesregierung zu  erwarten ist, äußerst 
schwierig. Nur durch Reduzierung von Zuführungsbeträgen an den ao. Haushalt (siehe NTV-Seite 
68) für diverse Vorhaben, sowie die Veranschlagung eines inneren Darlehens für die Mehrausgaben 
im Straßenbau in Höhe von € 41.000,- ,  konnte der ordentliche Haushalt einnahme- und 
ausgabeseitig ausgeglichen werden.  
       
Positiv wirkte sich aus, dass zum Ausgleich des ordentlichen Haushaltes noch ein aus dem  
Vorjahr resultierender Überschuss in Höhe von € 57.000,-- zur Verfügung stand.   
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2003 wie folgt zu genehmigen:  
 
Ordentlicher Haushalt:  

Einnahmen ......................€  5,991.800,-- 
Ausgaben ........................€  5,991.800,-- 

 
Außerordentlicher Haushalt:  

Einnahmen ......................€ 2,703.200,--  
Ausgaben ........................€ 2,703.200,-- 

 
 
 
GR.Hackl betont, dass es in der Vorgesprächen gelungen sei, den Sprung zum neuen Straßenbau, 
sprich Kleinprojekte, dahingehend zu relativieren, dass diese Mehrausgaben keine Kosten-
überschreitungen seien, sondern dass eben mehrere Projekte, als budgetiert waren, durchgeführt 
worden sind (auch mit GR- oder GV-Beschluss). Daher werde die FPÖ zustimmen. 
 
GV.Berger K. erwähnt, wie alle Jahre habe man beim Nachtragsvoranschlag immer die Probleme 
des letzten Jahres und heuer seien diese eben extrem hoch. Der Bürgermeister habe ausgeführt, 
dass es für den Ausgleich zugute gekommen sei, dass man ihn überhaupt zusammenbringe, dass 
man in diesem Jahr doch etwas mehr an Kommunalsteuer haben konnte. Das  beweise aber 
eigentlich nur, dass man schauen müsse, die Strukturen von Seewalchen zu ändern, dass man 
eigene Steueraufkommen habe und nicht immer nur von den Anderen abhängig sei. Wenn man sich 
anschaue, dass man mit € 41.000,-- inneren Darlehen – was bedeute, Schulden in die zukünftigen 
Jahre zu verlagern - gerade noch ausgleichen könne, schaue das eigentlich nicht so viel aus und sei 
nicht so tragisch. Nur wenn man sich einige einzelne Posten anschaue, komme man darauf, dass es 
leider Gottes nicht so schön sei, wie es sich in Summe vielleicht darstelle. Es war z.B. notwendig, 
Kosten, die budgetiert waren für die Schulsanierung, nicht heuer zu bebezahlen, sondern nächstes 
Jahr – Entgegenkommen eines Kunden. Es habe auch geholfen, dass man sich Gelder erspart habe, 
weil vom Amtsseite her erreicht werden konnte, dass man für den neu angeschaffenen Kleintraktor 
sehr günstige Zahlungsbedingungen bekommen habe, die mit einem zinsenlosen Kredit gleichgestellt 
werden können. Aber es gebe einen Punkt im Budget der die SPÖ und speziell ihn sehr irritiert habe. 
Es gebe einen Budgetposten, wo man für den Kanalbau Steindorf Kraims doch um einiges mehr 
ausgegeben habe, als ursprünglich budgetiert war. Geplant waren  € 1,646.000,-- tatsächlich seien 
es jedoch €  2,025.000,--. Er gehe davon aus, dass diese Mehraufwendungen eigentlich nur 
deswegen passiert seien, weil man rascher und weiter gebaut habe. Nur habe man in diesem Punkt 
ein Budgetierungsloch, das man ausgleichen habe können. Aber es irritiere ihn dabei, dass parallel 
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dazu ein Budgetposten sei, dass auf Grund weniger Hausanschlüsse bei diesem Kanal Einnahmen-
Ausfälle gewesen seien. Er stelle sich daher die Frage, ob man womöglich zu viel Hauptstrang 
gebaut und nicht angeschlossen habe. Hier erscheine ihm eine Schwachstelle zu sein, die man 
hoffentlich in Zukunft gemeinsam ausgleichen werde. Man werde sich das nächste Budget sehr 
intensiv anschauen müssen und man habe diesen Nachtragsvoranschlag sehr intensiv diskutiert und 
werde zustimmen, weil auch sehr viele Dinge dabei seien, die man hier herinnen nachträglich 
gemeinsam beschlossen habe, weil man das musste, um keine negativen Dinge aufkommen zu 
lassen. Man sollte in Zukunft bei der Budgeterstellung und Budgetkontrolle noch intensiver arbeiten, 
dass solche Nachtragsvoranschläge in Zukunft nicht mehr passieren.  
 
GR.Vogel  W. schließt sich dem Vorredner an, dass diese internen Darlehen eine Verlagerung der 
Schulden in die kommende Budgetzeiten sein werden und damit eigentlich nur eine Hoffnung 
verbunden sein könne, nämlich dass die Konjunktur entsprechend anspringe, weil man sonst  jedes 
Jahr diese Finanzierungslöcher haben werde. Die GRÜNEN stimmen dem Nachtragsvoranschlag  
zu. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
2.  Steuern 

Festsetzung der Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2004 
 
Bgm.Reiter: 
Die Hebesätze der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee für Steuern- und Abgaben im Jahr 2004 
bleiben gegenüber dem Jahr 2003 bis auf die Erhöhung der Hundeabgabe für Wachhunde von € 
1,45 auf € 15,- unverändert. Die Steuerhebesätze der Gemeinde sind jährlich so zeitgerecht 
festzusetzen, dass sie mit Beginn des neuen Finanzjahres in Kraft treten können. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Hebesätze der Gemeindesteuern- und Abgaben für das Finanzjahr 2004 wie folgt festzusetzen: 
 
Grundsteuer f. land- u.forst- wirtschaftliche Betriebe (A) mit ..500 v.H.des Steuerm.Betrages, 
Grundsteuer f. Grundstücke (B) mit.........................................500 v.H.des Steuerm.Betrages, 
Lustbarkeitsabgabe,  
lt. Lustbarkeitsabgabeordnung für die Marktgemeinde Seewalchen a.A., vom 22.Nov. 1990, 
Hundeabgabe mit .......................................................... €   30,- für den 1.Hund, 
                                                                                       €   45,- für jeden weiteren Hund, 
                                                                                        €   15,- für Wachhunde, 
Kanalbenützungsgebühr, 
laut Kanalgebührenordnung für die Marktgemeinde Seewalchen a.A., vom 30. Jänner 2003  
Abfallgebühren, 
laut Abfallgebührenordnung für die Marktgemeinde Seewalchen a.A. vom  11. April 2000 
 
GR.Zirkel betont, dass es fast sittenwidrig sei, dass die Steuer um das 10fache erhöht werde von 
1,45 auf 15,-- Euro. Besonders in diesen Zeiten, da Wachhunde gefragt seien bitte er, dass man 
diese Steuer sogar auflässt und Wachhunde wirklich auch kontrolliere, ob sie diesen Kriterien des 
Gesetzes überhaupt entsprechen. Er glaube, dass Wachhunde sehr wichtig seien und er stelle den  
 
Gegenantrag,  

diese Steuer aufzuheben und die Hunde, die gesetzlich die Kriterien eines Wachhundes erfüllen, 
von der Hundesteuer zu befreien. 

 
 
Der Bürgermeister erwähnt, dass man hier keine Möglichkeit habe, da die Hundesteuer gesetzlich 
vorgegeben sei. Man könne höchstens überprüfen, ob es eine andere Regelung bezüglich 
Wachhunde gebe. Der Vorschlag der Erhöhung sei allerdings vom Amt und nicht seitens eines 
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politischen Gremiums. Es gebe eine gesetzlich vorgeschriebene Mindestabgabe, die aber wesentlich 
niedriger sei, nachdem aber in der Vergangenheit sehr viele Wachhunde angemeldet wurden und die 
Möglichkeit der Kontrolle schwierig sei , finde er diese Erhöhung durchaus gerechtfertigt.  
 
GR.Vogel O. meint, dass man die Kosten, die bei einer Überprüfung entstehen, nie hereinbekommen 
würde. Es würden nur intern Kosten entstehen. 
 
GR.Wechselauer schließt sich prinzipiell der Meinung des Herrn Vogel O. an, gibt jedoch Herrn Zirkel 
Recht, dass es eine Erhöhung um mehr als das Zehnfache sei, man müsse aber auch manchmal die 
absoluten Beträge sehen – es gehe hier um € 15,-- im Jahr und es stehe seiner Meinung nach nicht 
dafür, sich Gedanken über eine eventuelle Kontrolle zu machen, es wäre wirtschaftlich nicht 
rechenbar. 
 
GR.Zirkel betont, dass die Kriterien für einen Wachhund genau gesetzlich festgelegt (Schutzprüfung, 
Abstand von bebauten wohnen....) sind.  Dies bedürfe nicht einmal einer Kontrolle, sondern müsse 
bei der Anmeldung des Hundes vorgelegt werden. Er meine, das solle nicht auf die Kosten der 
Gemeinde, sondern auf die Sicherheit der Bevölkerung aufgerechnet werden. Zur Zeit werde sehr 
viel eingebrochen und er würde sogar so weit gehen, Hunde und Hundeführer zu fördern, um die 
Wachhunde-Kriterien zu erreichen. 
 
GR.Kaniak betont, dass die Sensibilität des Bürgermeisters bezüglich der politischen Wirksamkeit, 
allen bekannt sei und er solle sich die Schlagzeile  „Seewalchen erhöht Hundesteuer um 1000 %“ 
einmal vorstellen. Dies sei eine Negativwerbung. 
 
GV.Gaisbichler findet diese Diskussion eigenartig bezüglich € 15,--. Er habe selber einen Hund, der 
nicht als Wachhund angemeldet sei, er mache aber gerade die Hundeführerprüfung mit ihm. Die 
Prüfung sei sehr teuer und sein Hund fresse monatlich im Wert von € 50,--. Was seien da € 15,-- im 
Jahr und wenn jemand darüber eine Schlagzeile schreibe, führe er sich selber ins Lächerliche. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Zirkel gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag:         3  Stimmen    FPÖ-Fraktion:       3                        
 
Gegen den Antrag:   27  Stimmen       ÖVP-Fraktion:   13 
                         SPÖ-Fraktion:   11 
                         GRÜNE-Fraktion:   3             
 
 
Der Bürgermeister lässt seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag:      27  Stimmen       ÖVP-Fraktion:   13 
                        SPÖ-Fraktion:   11 
                        GRÜNE-Fraktion:   3             
 
Gegen den Antrag:    3  Stimmen    FPÖ-Fraktion:       3    
 
 
 
3.  Kommunale Wirtschaftspolitik 

Einrichtung eines Wirtschaftsbeirates 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
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4.  Musikheim- u. Kindergartenneubau Rosenau 
Finanzierung 

 
Bgm.Reiter: 
Der Bau des Kindergartens mit dieser Kinderbetreuungseinrichtung und dem Musikerheim in 
Rosenau soll im Frühjahr des kommenden Jahres beginnen. Die Finanzierung ist auf Basis eines 
Finanzierungsplan-Entwurfes nun vorliegend und bildet die Grundlage für die 
Bedarfszuweisungsmittelanträge beim Land. Diese BZ-Anträge müssen jetzt im November 
eingebracht werden und die Gemeindeabteilung verlangt für diese BZ-Anträge auch 
Finanzierungspläne. Im Groben gehe man von Gesamtkosten von € 1,304.100,-- aus, die wie folgt 
bedeckt werden sollen: Landeszuschuss aus Bildungsabteilung: € 40.000,--; € 440.000 BZ-Mittel aus 
Gemeindeabteilung. Der Rest wäre von der Gemeinde aufzubringen, vorgesehen sind € 199.100,-- 
als Anteilsbeträge aus dem ordentlichen Haushalt, €15.000,-- Eigenleistungen der Musik Rosenau 
sowie ein Darlehen in der Höhe von € 210.000,-- aufgeteilt, wie im Finanzierungsplan vorgesehen, 
auf die Jahre 2004 und 2005. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplanentwurf lt. Beilage Nr. 1 zu beschließen. 
 
GR.Huber H. fragt wie das Heizsystem vom Kindergarten bzw. der Krabbelstube Rosenau 
ausschauen solle.  
 
AL Schmidt betont, dass momentan eine zentrale Heizanlage für alle drei Einheiten mit einer 
gasbefeuerten Heizung gedacht sei.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
5.  Straßenbau 2003  

Änderung der Finanzierung 
 
Bgm.Reiter 
Die Gesamtausgaben für den Straßenbau 2003 betragen durch diverse Mehrausgaben 
voraussichtlich  € 501.400,-. Einnahmeseitig stehen diesen Ausgaben aber lediglich € 460.400,-- 
gegenüber. Die verbleibende Differenz in Höhe von € 41.000,- muss mittels 
Zwischenfinanzierungsdarlehen  (inneres Darlehen) finanziert werden. Dieses Darlehen muss bis 
spätestens 2005 wieder der zweckgebundenen Rücklage zugeführt werden. Die ursprünglich 
prognostizierten Straßenbaukosten wurden im Budget 2003 aufgrund des Finanzierungsplanes vom 
22.10.2002 mit € 351.000.- präliminiert. Aufgrund der erforderlichen Erweiterung des Straßenbau-
Investitionsumfanges ergeben sich nunmehr Gesamtkosten in Höhe von voraussichtlich € 501.400.-, 
welche aus dem beiliegenden Finanzierungsplan ersichtlich sind. Die Gründe für die Mehrausgaben 
liegen überwiegend bei den (notwendigen, aber nicht im Kanalbauprojekt förderbaren) 
Straßenwiederherstellungskosten im Zuge des Kanalbaues in Kraims und Steindorf. Die 
Mehrausgaben bei den Kleinprojekten wurden im Zuge des Vergabebeschlusses in der GR-Sitzung 
am 2.7.2003 bereits mit rd. € 182.000.- genehmigt, dazu kommen noch die Kosten für die 
Oberflächenwassermaßnahmen in Haidach (GV-Beschluss vom 27.10.03) und die Kosten für die 
prov. Betriebszufahrt Marek im Betriebsgebiet, wodurch sich die Gesamtsumme von rd. € 194.400.- 
ergibt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den vorliegenden Finanzierungsplan lt. Beilage Nr. 2 zu beschließen und zur Zwischenfinanzierung 
der fehlenden Eigenmittel ein inneres Darlehen in Höhe von  € 41.000,--  aus der ÖKK – Rücklage 
heranzuziehen. 
 
GR.Aigner möchte dass man in Zukunft solche Desaster vermeidet,  wie z.B. wenn sich solche 
Beträge erhöhen dann beschließe es der Gemeinderat und letztendlich bleiben Schulden über. Wenn 
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man hier ein budgetbegleitendes Instrumentarium hätte, das z.B. sage, das sei noch drinnen oder 
man sei schon darüber, dass sich dann der Gemeinderat wesentlich leichter tue und man letztendlich 
im Nachtragsbudget nicht mit langen Gesichtern dasitze. Vielleicht sei es möglich, zu all diesen 
Punkten die Budgetansätze jeweils mitgeliefert zu bekommen. 

 
Der Bürgermeister nimmt diesen Vorschlag gerne auf und da müsse man sich selber an der Nase 
nehmen. Auf den Deckblättern zu den jeweiligen Anträgen sei eigentlich der Punkt finanzielle 
Bedeckung drauf und man sollte das vielleicht wirklich auch bei jeder Beschlussfassung anführen. 
Bisher habe man es immer damit begründet, dass es in den NTV aufgenommen werde und es sei 
sich auch immer wieder ausgegangen. Vielleicht sei man dadurch etwas leichtfertig geworden. Aber 
gerade im kommenden Jahr, wo es vielleicht auch mit der Budgetierung etwas schwierig werde, solle 
man noch  mehr Augenmerk darauf zu legen, wenn zusätzliche Ausgaben anstehen, immer gleich 
dazuzusagen, unter welchem Budgetansatz und von wo man das Geld wegnehme. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 

 
 
 

6.  Straßenbau 2004 
Finanzierung 

 
Bgm.Reiter 
Wie bereits gesagt stehen jetzt die Gespräche bei den Landesreferenten an. Man habe sich bei der 
Beschlussfassung des mittelfristigen Finanzplanes für das heurige Jahr einen Budgetrahmen von € 
310.000,--  für den Straßenbau 2004 vorgenommen. Das sei auch die Basis für diesen 
Finanzierungsplan, den man für die BZ-Mittel-Antragstellung brauche. Diese € 310.000,--stellen 
einen Rahmen dar und es sei noch nicht aufgelistet, für welche Vorhaben. Sie seien die Basis, um 
beim Straßenbauressort, LR. Hiesl und vor allem um BZ im Gemeinderessort bei LR.Stockinger 
anzusuchen. Man erwarte sich aus dem Hiesl-Ressort in etwa 20 % des Finanzierungsvolumens (€ 
60.000,--), was eben noch zu verhandeln sei und der Rest wären eben Anliegerbeiträge und 
Eigenmittel und das ergebe wieder € 310.000,--. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan lt. Beilage Nr. 3 zu beschließen 
 
GV.Berger K. betont, dass sich die SPÖ auch mit diesem Punkt sehr intensiv auseinandergesetzt 
habe und könne in dieser vorgelegten Form nicht zustimmen. Die € 310.000,-- seien aus dem 
mittelfristigen Budgetplan gekommen. Das sei vorgeschrieben gewesen. Man habe bisher noch nicht 
die Auskunft geben können, welche straßenbaumäßigen Notwendigkeiten Seewalchen im nächsten 
Jahr habe und ob diese € 310.000,-- reichen oder brauche man vielleicht weniger. Es seien € 
21.000,-- Schulden vom heurigen Jahr, die im nächsten Jahr zurückzuzahlen seien. Es sei bis jetzt 
nicht gelungen, eine Detailauflistung zu bekommen. Er könne sich erinnern, dass es in den letzten 
Jahren immer üblich gewesen sei, ein Programm im  Bauausschuss zu erarbeiten und entsprechend 
dieses Programmes sei dann der Budgetrahmen festgelegt worden. Er glaube, es sei nicht in 
Ordnung, einen Rahmen festzulegen, wenn man nicht wisse, was man mit diesem Rahmen zu tun 
gedenke. Wenn man hier und heute nicht erfahren könne welche Bauvorhaben mit welcher 
geschätzten Größenordnung in diesen € 310.000,-- enthalten seien, könne seitens der SPÖ heute 
nicht zugestimmt werden, obwohl man die Problematik kenne, dass es auch darum gehe, dass man 
um Geld zum Land gehen wolle. Er meine, wenn man wisse, dass man diese Voraussetzungen 
brauche, sollte man die Unterlagen so liefern, dass man diesen Dingen zustimmen könne. 
 
Der Bürgermeister erläutert, man habe in den letzten Tagen schon intensiv darüber gesprochen, er 
möchte nur noch aus seiner Sicht betonen, dass es schön und gut wäre, wenn man schon festlegen 
könnte, welche Bauprojekte darin enthalten seien. Herr Berger solle aber bedenken, dass man 
bedingt durch die Wahlen eine Gemeinderatssitzung und damit auch eine Bauausschusssitzung 
weniger habe, wo man das vielleicht im Vorfeld hätte diskutieren können. Andererseits sei es so, 
dass man speziell das Kleinprojekte-Straßenbauprogramm immer erst im Verlauf des neuen Jahres 
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definiert und besprochen habe. Man habe auch schon einmal abspecken müssen und es habe Jahre 
gegeben, wo man noch etwas dazugemacht habe. Es gebe während des Jahres immer wieder 
Möglichkeiten oder Notwendigkeiten das Investitionsvolumen und auch die einzelnen Punkte 
entsprechend festzulegen. Man habe ohnedies einiges drinnen, was im nächsten Jahr anstehe – z.B. 
das Projekt in der Haidacherstraße sei zurückgestellt worden, nachdem der Flurweg nicht 
ausreichend mit einem Unterbau versehen war. Man habe eine Kleinprojekteliste, die noch der 
Bauausschuss der letzten Periode erarbeitet habe. Hier sei auch nach Prioritäten gereiht worden und 
noch eine ganze Menge offen. Auch die Thematik der Abbiegespuren stehe noch auf dem 
Programm. Auch das sei Thema des Finanzierungsgespräches beim LR.Stockinger. Es gebe eine 
ganze Reihe von Vorhaben. Die Prioritätenliste aus diesem Kleinprojekteprogramm sei ja bekannt. 
Hier habe sich nichts geändert, es sei nur heuer etwas abgearbeitet worden. Man brauche dann nur 
noch auf Basis der möglichen Finanzierungen definieren, was man mit dem Geld alles machen 
könne. Er sehe kein Problem, wenn man nicht detailliert angebe, was man mit dem Geld alles 
machen könne, weil es eben auch die Möglichkeit gebe, in weiterer Folge nach dem 
Finanzierungsgesprächen auszuloten, was möglich sei und was könne mit diesem Geld gemacht 
werden. Die BZ-Anträge seien noch heuer zu stellen und er brauche eine Basis und ersuche daher 
um Zustimmung für diese Grobfinanzierung. 
 
GR.Zirkel betont, dass das nicht stimme und es keines Gemeinderatsbeschusses bedürfe um beim 
LR.Hiesl die Zuschüsse zu lukrieren. Es sei so, dass er hier eher orte, es werde eine Gesamtsumme 
gemacht und dann politischer Straßenbau praktiziert wie es vor der Wahl versucht worden sei. 
Warum stelle der Bauausschuss keine Liste zusammen, das wäre schnell und einfach möglich. 
Weiters betont er, dass man nicht überall 20 % bekomme und der Bürgermeister wisse auch, dass 
die Abbiegespur mit mehr als 20 % gefördert werde. Hier schaffe sich der Bürgermeister schon 
wieder einen Polster um irgendetwas zu machen. Er meine, es sei dem Bürgermeister und dem 
Obmann des Bauausschusses nicht gelungen, die Liste vorzulegen und er habe seiner Fraktion 
empfohlen, dem Antrag nicht zuzustimmen, denn da sei Tür und Tor offen für politischen 
Straßenbau. 
 
Der Bürgermeister weist den Vorwurf des politischen Straßenbaues aufs Schärfste zurück. Einen 
politischen Straßenbau gebe es nicht. Es werde unter Obmann Schachl nicht anders sein als unter 
der Obmannschaft von Herrn Zirkel. Dann, wenn feststehe, was alles finanziell möglich sei, werde 
das Projekteprogramm im Bauausschuss behandelt und der Gemeinderat werde es dann 
beschließen. Er ersuche daher, diese Unterstellungen zu unterlassen. 
 
GV.Stallinger betont, sich grundsätzlich Herrn Zirkel schon anschließen zu können. Vielleicht hätte 
man die letzten Monate sich weniger dem Wahlkampf und mehr dem Straßenbau widmen sollen, 
dann hätte man jetzt einen handfesten Zettel bzw. Plan am Tisch. Jetzt sei Herr Schachl gefordert, 
sein neues Team, das Powerteam und sein Team vom Bauausschuss möglichst davon zu 
überzeugen, welche Maßnahmen in den nächsten Monaten nötig seien. Einen Beschluss ohne 
Programm werde es von seiner Seite nicht geben. 
 
Der Bürgermeister betont scherzhaft, dass man froh sei, sich in den letzten Monaten auf den 
Wahlkampf konzentriert zu haben. Aber nun konzentriere man sich auf die ordentliche Arbeit und 
diese werde auch noch passieren. 
 
GR.Vogel O. empfindet es als eine destruktive Kritik. Die Diskussion gefalle ihm überhaupt nicht und 
er fragt, ob es seitens der SPÖ einen Vorschlag gebe, denn wenn man groß rede, solle man auch 
Vorschläge bringen. 
 
GV.Berger K . ist der Meinung, dass man auf die sachliche Ebene zurückgehen sollte und wenn Herr 
Dr.Vogel von fachlichen und sachlichen Diskussionen spreche, sollte er auch zur Kenntnis nehmen, 
dass nicht die SPÖ diejenigen seien, die die Programme zu erstellen haben, denn dafür gebe es 
Gremien. In diesen Gremien sollte vorberaten werden und dann sollte es gemeinsam gehen. Wenn 
diese Vorbereitung und Vorberatung nicht da sei, werde die SPÖ nicht zustimmen können. Der 
Bürgermeister hat in der Beantwortung seiner Wortmeldung gesagt, einer der Punkte sei die 
Haidacherstraße weil dieser von heuer auf nächstes Jahr verschoben worden sei. Warum stehe z.B. 
in diesem Tagesordnungspunkt nicht drinnen, Haidacherstraße 2004 – Kostenrahmen € 50.000,--, 
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Abbiegespur – z.B. € 220.000,--. Da müsse man auch den Mut haben, hier und jedem zu sagen, es 
werde in Seewalchen nächstes Jahr keinen Straßenbau geben weil diese beiden Punkte die € 
310.000,-- minus die € 21.000,-- weg seien. Oder man einige sich gemeinsam auf ein Programm, wo 
man dann vielleicht € 400.000,-- drinnen stehen habe, weil es Notwendigkeiten für Seewalchen und 
für die Bürger gebe. Aber einfach zu sagen € 310.000,-- und dann schaue man was herauskommen 
werde – das sei der SPÖ zu wenig. Das verstehe man unter sachlicher Politik und man werde auch in 
Zukunft für sachlich fachliche Arbeit zur Verfügung stehen. 
 
GR.Kaniak stellt folgenden Gegenantrag, um die Appelle der beiden großen Fraktionen für sachliche 
Arbeit auf eine Basis zu stellen, 

den Punkt Nr.6 Straßenbau 2004 – Finanzierung zurückzustellen, an den Bauausschuss zu 
verweisen und das Resultat vom Bauausschuss vorlegen zu lassen, über das dann im Gemeinderat 
abgestimmt werde. 

 
Der Bürgermeister betont, dass dies ein Geschäftsordnungspunkt auf Vertagung sei und man wisse, 
dass man einen Für- und einen Gegensprecher für eine Vertagung benötige. 
 
GR.Zirkel plädiert dafür, dass man den Ausschüssen, die wirklich erst kurz im Amt seien, eine 
Chance gebe, sich in die Materie einzuarbeiten und ein Programm vorzulegen und hofft daher auf 
Einverständnis. 
 
GR.Wechselauer spricht sich gegen die Vertagung aus. Es sei zwar manches Gesagte richtig und 
hätte man mehr Zeit gehabt, wäre sicher ein Konzept da. Man dürfe den BZ-Termin nicht versäumen 
durch eine Vertagung. Es gehe um die Bedarfszuweisungsmittel und man wisse, dass man auf diese 
angewiesen sei und alle wissen, dass man Straßenbauprojekte anstehen habe, die den Rahmen € 
310.000,-- weit überschreiten, man wisse aber auch, dass man es sich nicht leisten könne. Er finde 
es daher für sinnvoll, einmal von diesem Rahmen auszugehen und diesen Finanzierungsplan 
hineinzunehmen. Man müsse ja ohnehin über jedes Straßenprojekt größeren Umfanges hier im 
Gemeinderat abstimmen. Er sehe also hier überhaupt nicht das Problem eines Politikums wie Herr 
Zirkel es meinte. Er sei nicht für Vertagung. 
 
Der Bürgermeister ersucht, doch heute zu einem Beschluss zu kommen, um die 
Finanzierungsgespräche führen zu können.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR.Kaniak gestellten Antrag auf Vertagung dieses 
Tagesordnungspunktes durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis 
fest: 
 
Für den Antrag:       15  Stimmen    SPÖ-Fraktion:   12 

FPÖ-Fraktion:         3                        
 
Gegen den Antrag:   16  Stimmen        ÖVP-Fraktion:   13 
                         GRÜNE-Fraktion:   3             
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag:       16  Stimmen    ÖVP-Fraktion:   13 
                         GRÜNE-Fraktion:   3 
 
Gegen den Antrag:   15  Stimmen        SPÖ-Fraktion:   12 
                         FPÖ-Fraktion:       3             
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7.  Ankauf des Kleintraktors 
Änderung der Finanzierung 

 
Bgm.Reiter 
Die endgültige Finanzierung des neuen Kommunaltraktors ist dem im Akt befindlichen 
Finanzierungsplanentwurf zu entnehmen. Die im 1. Finanzierungsplan enthaltenen 
Bedarfszuweisungsmittel sind gegenüber der neuen Finanzierung um € 5.000,-- niedriger als 
ursprünglich vorgesehen. Da zur Finanzierung des neuen Kommunaltraktors mit der Lieferfirma eine 
zinsenlose Ratenzahlung vereinbart werden konnte, ist das im ersten Finanzierungsplan enthaltene 
Darlehen nicht mehr notwendig. Dagegen wird der verbleibende  Eigenmittelanteil in Höhe von € 
40.100,-- auf die Jahre 2004 und 2005 je zur Hälfte aufgeteilt und mittels innerem Darlehen 
zwischenfinanziert. 
Der in der Finanzierung enthaltene Anteilsbetrag des ord. Haushaltes in Höhe von € 14.900,- kann 
überwiegend durch Einsparung der für den Schanzlintraktor vorgesehen gewesenen Zusatzgeräte 
aufgebracht werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan lt. Beilage Nr. 4 zu beschließen und zur Zwischenfinanzierung 
der fehlenden Eigenmittel ein inneres Darlehen in Höhe von  €  20.000,--  aus der  Müllwagen – 
Rücklage heranzuziehen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
8.  Feuerwehr 

a) Kauf eines Kleinrüstfahrzeuges für die FF Seewalchen; Grundsatzbeschluss 
b) Finanzierung 

 
Bgm.Reiter: 
Laut Ansuchen der Feuerwehr Seewalchen ist gem. Landesgesetz für die Größe der Feuerwehr 
Seewalchen ein Kleinrüstfahrzeug vorgeschrieben (siehe im Akt befindliches Ansuchen vom 
23.10.2003). Die Anschaffungskosten für dieses Fahrzug liegen lt. Kostenangebot bei € 69.000,-- .  
Der Zuschuss des Landesfeuerwehrkommandos beträgt für dieses Fahrzeug € 23.000,-- . Der Rest 
muss mittels Eigenmittel bezahlt werden. Es besteht jedoch die Möglichkeit, für dieses Fahrzeug 
Bedarfszuweisungsmittel zu beantragen. Im vorliegenden Finanzierungsentwurf sind daher  € 
23.000,-- an Bedarfszuweisungsmittel enthalten, für die es allerdings noch keinerlei Zusagen gibt. 
Die im Finanzierungsentwurf enthaltenen Eigenmittel sind im MFP 2003 – 2006 dzt. nicht 
vorgesehen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

a) den Grundsatzbeschluss zu fassen, das Kleinrüstfahrzeug lt. vorliegendem     
      Angebot  anzuschaffen 
 
b) den vorliegenden Finanzierungsplan lt. Beilag Nr. 5 zu beschließen 

 
Vizebgm.Schachl erwähnt, dass dieses Kleinrüstfahrzeug nichts mit der Größe der Feuerwehr zu tun 
habe, sondern es werden die Einwohnerzahlen und Gebäude der Gemeinde berücksichtigt. Es tue 
weh, wenn man sehe, wie hart man um das Nachtragsbudget gerungen habe, jetzt für ein Fahrzeug 
für die Feuerwehr Seewalchen € 23.000,-- zur Verfügung stellen zu müssen, obwohl man wisse, dass 
dies nicht im mittelfristigen Finanzplan enthalten sei. Daher werde sich die Gemeinde finanziell nicht 
so leicht tun. Nachdem aber dieses alte Fahrzeug, das als Mannschaftstransportfahrzeug benützt 
worden sei, reparaturbedürftig sei und nicht mehr den Anforderungen entspreche und die 
Einsatzmöglichkeit des Kleinrüstfahrzeuges wesentlich effektiver sei, ersuche er trotzdem um 
Zustimmung. 



 
 

12

 
GR.Kaniak möchte die Verteidigungsrede von Herrn Schachl noch etwas effektiver gestalten, indem 
er darauf hinweist, dass es sich hier um eine Zivilschutzmaßnahme handle, die für die gesamte 
Bevölkerung  und dringend notwendig sei. 
 
GR.Aigner erwähnt, sich unter einem Kleinrüstfahrzeug nichts vorstellen zu können und ersucht um 
Aufklärung. 
 
Vizebgm.Schachl erklärt, dass es kein Löschfahrzeug sondern für technische Einsätze – besonders 
bei Verkehrsunfällen sei, welches kleiner und daher wendiger ist als Löschfahrzeuge.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
9.  Feuerwehr 

Ernennung eines Pflichtbereichskommandanten (Stellvertreter) 
 
Bgm.Reiter: 
Gem. § 9 Oö. Feuerwehrgesetz hat der Gemeinderat aus den Reihen der Kommandanten der 
einzelnen Feuerwehren einen Pflichtbereichskommandanten (Stellvertreter) mit Bescheid zu 
ernennen. Durch die Rücklegung der Kommandantenfunktion von Wilhelm Sumereder  ist eine 
Neuernennung erforderlich. Auf Vorschlag der Feuerwehren soll Anton Kühn als 
Pflichtbereichskommandant und Herbert Wiesinger als -stellvertreter ernannt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

Herrn Anton Kühn zum Pflichtbereichskommandanten und Herrn Herbert Wiesinger zum 
Pflichtbereichskommandanten-Stellvertreter zu bestellen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
10.  Schülerhort 

a) Errichtung eines 2.Schülerhortprovisoriums 
b) Deckelung des jährlichen Abganges 

 
Bgm.Mag.Reiter 
In der Gemeinderatsitzung am 2. Juli wurde unter TOP 7a der Beschluss gefasst, umgehend eine 
Machbarkeitsprüfung betreffend die Einrichtung eines weiteren Hortprovisoriums für eine  
2.Hortgruppe ab dem heurigen Schuljahr durchzuführen. Diese Machbarkeitsstudie wurde 
durchgeführt und hat ein positives Ergebnis. Am 22.7. wurde bei einem Lokalaugenschein durch die 
Sachverständigen des Landes OÖ festgestellt, dass der im Erdeschoß gelegene 
Volksschulklassenraum als 2.provisorische Hortgruppe zur Verfügung gestellt werden kann und 
geeignet ist durch entsprechende Adaptierungen. Das 2.Hortprovisorium ist bereits eingerichtet, 
hergerichtet und in Betrieb. 
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 10 a) den Antrag, 

die Errichtung einer 2. Hortgruppe als Hortprovisorium zur Kenntnis zu nehmen.  
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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Bgm.Reiter: 
Für die erste, bereits seit 2001 in Betrieb befindliche Hortgruppe wurde eine 
Abgangsdeckungsregelung festgelegt und zwar mit  € 5.813,-- für eine Gruppe. Bei der 
Kostenkalkulation für das zweigruppige Provisorium ergibt sich von den Betreibern (Verein 
Familienzentren) ein jährlicher Abgang von € 11.300,-- und diese Abgangsdeckung hat der 
Gemeinderat ja grundsätzlich beschlossen. Aufgrund der Besprechung im Gemeindevorstand haben 
wir uns darauf geeinigt, den Abgang, den wir maximal jährlich zu leisten haben mit € 13.000,-- zu 
begrenzen. Darüber hinaus ist es nicht mehr Sache der Gemeinde. 
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 10 b) den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den jährlichen Abgang  
mit € 13.000 zu begrenzen.  

 
GR.Hackl steht hinter der 2.Schülerhortgruppe nur wenn man sich Diskussion von vorher angeschaut 
habe, müsse man sagen, dass man ein budgetäres Problem habe. Dann gebe es eine Berechnung 
für einen rechnerischen Abgang und er gehe davon aus, dass diese Berechnung stimme. Dann 
beschließe der Gemeindevorstand ganz großzügig mehr als 10 % Erhöhung. Das sei für ihn nicht 
nachvollziehbar. Er stelle den Antrag,  

die Deckelung wie rechnerisch ermittelt zu fixieren. 
 
Dies sei aus Sicht des Bürgermeisters durchaus vorstellbar, man wollte sich einfach einen gewissen 
Polster lassen. Man sei ohnedies in Verhandlungen mit dem Familienzentrum bezüglich der 
Kalkulation – vor allem Verwaltungskostenpauschale.  
 
GV.Berger K. betont, dass er bei dieser Gemeindevorstandssitzung nicht dabei gewesen sei und 
fragt grundsätzlich, ob man vielleicht von diesen € 11.300,--, die jetzt rein rechnerisch 
herauskommen, unter Umständen einen höheren Pauschalbetrag genommen habe, weil der 
Kinderhort jetzt noch nicht 100%ig ausgenützt sei und dadurch unter Umständen mehr Kosten 
entstehen. Die SPÖ schaue sehr wohl auf das Geld, aber soziale Einrichtungen sollten uns auch 
etwas Wert sein. Vielleicht könnte man in diesem Fall, diesen Rahmen doch so beschließen. 
 
GV.Stallinger meint, wenn man zuerst locker  € 310.000,-- beschließe, ohne ein genaues Programm 
zu haben, brauche man sich um € 1.700,-- für ein Jahr für eine Institution, die eine große Nachfrage 
habe und zweifellos sinnvoll sei, nicht sorgen. Er verstehe das nicht und  halte den Betrag für 
gerechtfertigt und man könne das immer noch kürzen, wenn das zu viel sein sollte. 
 
AL.Schmidt erläutert den Sachverhalt und betont, dass man sicher sein könne, dass die 
Kalkulationen und Abrechnungen von ihm sehr genau überprüft worden seien und auch werden. 
Diese € 11.300,-- sei eine Kalkulation auf Basis der Bestände – jedes Kind sei berechnet worden.  
 
GR.Hackl fragt bezüglich der Auslastung der beiden Gruppen. 
 
AL.Schmidt betont, dass die eine Gruppe mit 18 Kindern voll sei und die Gruppe 2 sei für 14 Kinder 
genehmigt und habe 11 Kinder. Sollte es gelingen, die drei Kinder noch zu bekommen, so würde das 
den Betrag von € 11.300,-- verringern. 
 
Hierauf zieht GR.Hackl seinen Antrag im Vertrauen auf die kritische Arbeit des Amtsleiters zurück. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
11.  Neubau des Schülerhortes 

a) Kenntnisnahme des geänderten Projektes  
b) Festsetzung des Baubeginns 
c) Finanzierung 

 



 
 

14

 
Bgm.Reiter: 
In der GR-Sitzung am 2.7.2003 wurde unter TOP. 7 a) der Beschluss gefasst, das Projekt 
Schülerhort aus dem Generalsanierungskonzept herauszunehmen und umgehend die nötigen 
Schritte einzuleiten, um das Projekt der Errichtung eines 2-gruppigen Schülerhortes in den 
ehemaligen Wohnungen der Volksschule ehestmöglich, spätestens ab dem Schuljahr 2004/05 zu 
verwirklichen. 
Am 22.7.2003 erfolgte eine hochbautechnische Überprüfung des Amtsachverständigen des Landes 
OÖ. Bei diesem Lokalaugenschein wurde der im Erdgeschoß gelegene Volksschul-Klassenraum als 
2. provisorischer Hortgruppenraum grundsätzlich genehmigt.  
Als Dauerlösung stehen die beiden freien Wohnungen zur Verfügung, die jedoch aus Sicht des 
Sachverständigen flächenmäßig nicht ausreichend sind. Er schlug daher vor, zu diesen beiden 
Wohnungen einen Zubau über das bestehende Flachdach zu errichten, in dem auch die im Zuge der 
Generalsanierung geplante Lüftungszentrale untergebracht werden könnte. Ein Planentwurf samt 
Grobkostenschätzung liegt vor. Der Gemeindevorstand sprach sich in seiner Sitzung am 11.9.2003 
einstimmig dafür aus, den neuen 2-gruppigen Schülerhort als Einzelprojekt weiter zu verfolgen und 
eine ehestmögliche Umsetzung anzustreben. In der GV-Sitzung am 27.10.2003 wurde die 
Angelegenheit neuerlich beraten und aufgrund der finanziellen Situation im kommenden Jahr eine 
Verschiebung empfohlen.  
 
Der Bürgermeister stellt zu TOP. 11 a + b den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes das Projekt "Schülerhort neu" 
auf das Jahr 2005 zu verschieben und das abgeänderte Projekt zur Kenntnis zu nehmen.  

 
GR.Hackl betont hier, dass er im Juli bei der Gemeinderatssitzung den  Verdacht geäußert habe, 
dass die Kostenschätzung der Fachleute, die seinerzeit im Schulausschuss abgegeben worden sei, 
Vermantelungen zwischen Sanierung und Neu- und Umbau enthalte. Er habe damals eine 
Größenordnung von etwas 5 Mio. Schilling geschätzt und er frage nun, ob sich das Fachgremium – 
früher Bauausschuss jetzt der Bildungsausschuss damit beschäftigt habe und das wirklich aus allen 
Blickwinkeln  geprüft habe und könne dieser Ausschuss eine Empfehlung geben. Er glaube nicht, 
denn er habe im Akt nichts gefunden. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass dies auch nicht möglich sei, da die erste Bildungsausschuss-
Sitzung erst am 24.11.d.J. stattfinde. Außerdem sei es nicht Sache des Ausschusses, das 
auseinander zupflücken, denn da müsste man schon Bautechniker bzw. Baukostenrechner sein. Man 
habe eine Planungsstelle bei der GSG, die das sicher machen könne, falls es erforderlich sein sollte. 
Diese Grobkostenschätzung mit der Gesamtsumme bleibe drinnen mit der insgeheimen Annahme, 
dass man bei einer eigenen Schülerhortprojekt-Einreichung möglicherweise eine bessere Förderung 
als im Rahmen der Schulsanierung bekomme. Bei der Schulgeneralsanierung habe man vermutlich 
eine 50 % Landesförderung. Bis jetzt habe man bei dem Schülerhortprovisorium fast eine 
Drittelregelung gehabt und es mache daher schon Sinn, das nicht herauszudividieren, wenn es auch 
für die Information sicher günstig wäre. Es werde sowieso von der Hochbaustelle alles geprüft und 
man bekomme vielleicht eine bessere Gesamtförderung, wenn man es als eigenes Projekt laufen 
lasse, auch wenn Maßnahmen darin enthalten seien, die eigentlich Sanierungsmaßnahmen wären. 
 
GR.Kaniak findet es als weisen Beschluss, das auf 2005 zu verschieben, denn wo bringe man die 5 
Mio. Schilling her. Ihn interessiere allerdings der Begriff Grunderwerb. Welchen Grund müsse man 
da noch erwerben. Weiters meint er, dass es vielleicht besser wäre das Anbot nicht vom 
Ausführenden erstellen zu lassen. 
 
Der Amtsleiter erläutert, dass die GSG nur die Planung und die Kostenschätzung mache und nicht 
die Ausführung. Die Ausführung sei noch komplett offen, da gebe es auch noch mehrere Ideen, wie 
man es überhaupt ausschreibe, die zur Zeit noch geprüft werden. Grunderwerb sei eine übliche 
Bezeichnung  für eine Baureifmachung bzw. Aufschließung. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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Der Bürgermeister liest den Finanzierungsplanentwurf vor und stellt den Antrag, 
dem vorliegenden Finanzierungsplanentwurf  lt. Beilage Nr.  5a  zuzustimmen. 

 
GV.Berger K. schließt sich der Meldung des Herrn Hackl an und meint, dass die SPÖ das ebenfalls 
genau geprüft habe, aber in diesem Fall sei dies nicht negativ für die Gemeinde, denn man könne 
diese Grobkostenschätzung zum jetzigen Zeitpunkt nicht wirklich so machen, dass Hort und 
Schulsanierung getrennt seien. Man habe sich für Beides entschlossen und müsse Beides machen 
und wenn man jetzt hier einen Finanzierungsplan habe, der sich im Nachhinein herausstelle, dass er 
um 10 bis 15 % zu hoch sei, und man dadurch vielleicht doch von Linz etwas mehr an finanziellen 
Zuwendungen bekomme, könne es kein Nachteil sein. Aus diesem Grunde habe die SPÖ kein 
Problem, dem zuzustimmen. 
 
GR.Hackl betont, auch kein Problem zu haben, nur möchte er auch immer gerne das Gesamtpaket 
mit den Einzelposten kennen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
12.  Unfallfürsorge der oö.Gemeinden 

Verpflichtungserklärung betreffend Neufassung der Vereinbarung wegen Einbeziehung der  
"VB-neu" 

 
Bgm.Mag.Reiter 
Mit Erlass vom 16.12.1971 wurde festgelegt, dass jede Gemeinde gem. § 1 Abs. 2 Oö.Gemeinde-
Unfallfürsorgegesetz verpflichtet ist, bei Dienstunfällen und Berufskrankheiten den Beamten, dem 
Bürgermeister, den Mitgliedern der Gemeindevertretung (Funktionären) Unfallfürsorge zu gewähren. 
Mit Landesgesetz Nr. 75/2003 wurde der Kreis der Anspruchsberechtigten um die "VB-neu", d.s. 
Vertragsbediensteten, deren Dienstverhältnis nach dem 31.12.2000 begründet wurde 
(ausgenommen geringfügig beschäftigte Personen) erweitert.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die gegenständliche  
Verpflichtungserklärung zu beschließen.  

 
GR.Hackl ersucht um Aufklärung, da er  gemeint habe, dass die neuen Vertragesbediensteten nun 
alle ASVG-versichert seien. 
 
Der Amtsleiter erläutert den Sachverhalt. 
 
GR.Kaniak möchte rein wissen, wie hoch der Personenkreis sei, der neu dazugekommen sei und 
was es der Gemeinde koste. 
 
Der Amtsleiter antwortet, es sei nur Schiemer Sonja und es handle sich um € 21,--. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
13.  Ruderverein Seewalchen 

a) Ansuchen um Zuteilung eines Schlüssels für die Poller auf der Promenade 
b) Einbindung des nordwestlichen Strandbadzuganges in das Schließsystem des 

Rudervereines 
 
Bgm .Mag.Reiter 
Mit Schreiben vom 16. Juli wurde um eine Zuteilung des Schlüssels für die Poller auf der Promenade 
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sowie um die Einbindung des Tores beim Strandbadeingang der gegenüber des Rudervereinshauses 
ist und auch für den Ruderverein dient in das Schließsystem des Rudervereines angesucht, mit 
Begründungen, die aus dem Schreiben erkennbar sind und man hat das im Gemeindevorstand 
intensiv diskutiert ist aber zu der Ansicht gekommen, dem nicht zuzustimmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung der Gemeindevorstandes den beiden Ansuchen nicht 
zuzustimmen. 

 
GR.Födinger ersucht den  Bürgermeister, in dessen Ermessen ja die Tagesordnungspunkte für die 
Gemeinderatssitzung liegen, mehr Gebrauch von seinem Ermessensspielraum zu machen und 
wirklich nur adäquate und schwerwiegende Punkte dem Gemeinderat zum Beschluss vorzulegen. Er 
kritisiert, dass sich der Gemeinderat mit der Vergabe eines Schlüssels befassen müsse. Eine 
gewisse Vergleichbarkeit in den Wertigkeiten sollte schon gegeben sein. 
 
Der Bürgermeister gibt Herrn Födinger grundsätzlich Recht, nur gerade bezüglich dieser Poller habe 
man im Gemeinderat schon lange und intensiv diskutiert und die Vergabe dieser Pollerschlüssel sei 
vom Gemeinderat beschlossen und daher könne das auch nur der Gemeinderat wieder ändern. 
 
AL.Schmidt erläutert, dass dem Bürgermeister die Akte vorgelegt werden und ihm dabei auch gesagt 
werde, welches Gremium zuständig sei bzw. welche Entscheidungsfreiheit er hätte. In diesem Fall 
habe jedoch der Gemeinderat einen eindeutigen Beschluss gefasst und den könne nur der 
Gemeinderat abändern. Seinerzeit sei es ja um die Verkehrsberuhigung eines öffentlichen Weges 
auf der Promenade gegangen und da sei immer der Gemeinderat zuständig. In diesem Fall hätte der 
Bürgermeister keinen Ermessensspielraum. 
 
GR.Aigner erklärt, dass der Ruderverein den Antrag gestellt habe, weil es immer wieder passiere, 
dass beim stärkeren Wind die Boote nicht rechtzeitig hereinkommen und man müsse diese dann oft 
mit dem Auto holen und am Wochenende ist ja niemand beim Amt, um einen Schlüssel zu holen. Er 
sehe nicht ein, dass es nun alle büßen müssen, weil sich irgendwer einmal nicht an die Spielregeln 
gehalten habe. Er ersuche, das zu überdenken und hoffe auf Zustimmung. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag:       16  Stimmen    ÖVP-Fraktion:   13 
                         FPÖ-Fraktion:       3                                
 
Gegen den Antrag:   15  Stimmen       SPÖ-Fraktion:   12 

GRÜNE-Fraktion:   3  
 
 
 
14.  REVA/REGATTA-Nachtbus 

Weiterführung des  Nachtbusses bzw. Festlegung der Variante und Beitragsleistung 
 
Bgm.Reiter: 
Seit nicht ganz einem Jahr ist der REVA/Regatta-Nachtbus in Aktion. Die Akzeptanz ist sehr gut. Für 
die Fortsetzung wurde an die beteiligten Gemeinden seitens der REVA, die Federführung bei diesem 
Projekt hat, der Wunsch an die Gemeinderäte herangetragen, die dementsprechenden 
Fortsetzungsbeschlüsse zu fassen. Im Gemeindevorstand habe man das im September bereits 
besprochen und man habe gesagt, es in der bisherigen Form weiterzuführen und evtl. eine 
Anbindung Gampern und damit auch die Ortschaft Steindorf zu versorgen. AL.Schmidt war bei der 
Besprechung für die Fortsetzung des Projektes in Attnang und es haben sich die anderen 
Gemeinden für die Variante 3 (ist wie bisher, jedoch zusätzlich Busse vor den Feiertagen) 
ausgesprochen. Die geschätzten Kosten werden € 2.000,-- bis € 3.000,-- liegen – was in etwa € 300,-
- mehr ist als die bisherigen Kosten. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
das Projekt Nachtbus in der "Variante 3 a" weiterzuführen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige (ohne GR.Hackl, der vor der Abstimmung den Sitzungssaal verlassen hat) Annahme 
fest. 
 
 
 
15.  MTV Attersee 

Entsenden eines Mitgliedes der Grüne-Fraktion in die Tourismuskommission der Ferienregion 
Attersee 

 
Bgm.Mag.Reiter 
Aufgrund der Wahlergebnisse ist von den Grünen ein Mitglied in die Tourismuskommission des MTV 
zu entsenden. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dass die Wahlen in den Wirtschaftsbeirat durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Der Bürgermeister lässt den gesamten Gemeinderat über seinen gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Von den Grünen liegt ein Wahlvorschlag für das Mitglied, lautend auf Wolfgang Vogel vor. 
 
Abstimmungsergebnis der Grüne-Fraktion: einstimmige Annahme des Antrages  
 
 
 
16.  Ehrungen 
 
Bgm.Mag.Reiter 
Traditionell ist in der Sitzung des Gemeinderates vor Weihnachten die Durchführung von Ehrungen 
an der Tagesordnung. Wir haben im Gemeindevorstand am 27 Oktober die Thematik besprochen, 
einen Amtsvorschlag dort vereinbart, dass das Amt einen Vorschlag von Ehrungen durchführen soll – 
mit dem Schwerpunkt ausgeschiedene Gemeindebedienstete und ausgeschiedene 
Gemeindevertreter. Darüber hinaus habe man überlegt, die Ehrungen vielleicht in einer späteren 
Sitzung zu machen, da es eine relativ große Personengruppe ist. Die Vorschläge des Amtes für die 
Personen und die Ehrungen, die sie bekommen sollen liegt auf. Es ist dann noch ein weiterer Antrag 
gekommen, eine Ehrenbürgerschaft zu verleihen, was in den Fraktionssitzungen intensiv besprochen 
worden  ist. 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 

die in der Beilage angeführten Ehrungen für ausgeschiedene Gemeindevertreter und pensionierte 
Bedienstete zu beschließen. 

    (Beilage Nr. 6a, 6b) 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige (ohne GR.Hackl, der vor Behandlung des Tagesordnungspunktes den Sitzungssaal 
verlassen hat) Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 

die Ehrenbürgerschaft gem. § 16 Abs. 2 Oö.Gemeindeordnung aufgrund des Antrages der SPÖ-
Fraktion vom 10.11.2003 (Beilage Nr. 7) zu beschließen.  
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag:       27  Stimmen    ÖVP-Fraktion:   13 
                         SPÖ-Fraktion:   11 
                         GRÜNE-Fraktion:   3                                 
 
Gegen den Antrag:     1  Stimme     FPÖ-Fraktion:        1 (GR.Zirkel) 
   
Stimmenthaltung:     1  Stimme             FPÖ-Fraktion:     1 (GR.Kaniak)   
 
 
 
17.  Straßen 

Antrag auf Veräußerung von öffentlichem Gut im Bereich Litzlberg Hofmannstraße (Grundstück 
Nr. 1010/8, KG. Litzlberg) Antrag von Frau Christina Theimer, Eckpergasse 25/8, 1180 Wien 

 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl  
 Mit Eingabe vom 11. Juni 2003 und Ergänzung vom 4. Juli 2003 hat Frau Christina Theimer, 1180 
Wien ein Kaufansuchen für den ehem. Umkehrplatz auf dem Grundstück 1010/8, KG. Litzlberg 
gestellt.  
Das Grundstück wird z.T. als Zufahrt zu den Objekten Hofmannstraße 11, 13 und Springerstraße 4 
genutzt, teilweise aber auch als Besucherparkplatz für die umliegenden Objekte. Da es sich um einen 
Teil der Straße handelt, der entschädigungslos vom damaligen Grundeigentümer in das öffentliche 
Gut übergeben wurde, wäre im Falle einer Zustimmung zur Veräußerung der Grundstücksteil 
ebenfalls entschädigungslos wieder zurückzugeben. 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den einstimmigen Beschluss gefasst, dem gegenständlichen Antrag unter Hinweis auf die 
vorangeführten Gründe nicht zuzustimmen. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, dem gegenständlichen Antrag auf 
Veräußerung von öffentlichem Gut im Bereich Litzlberg – Hofmannstraße nicht zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
18.  Radweg 

Salzkammergut Radweg – Trassenverlauf im Gemeindegebiet von Seewalchen  
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
 
 
 
19.  Flurbereinigung 

Landwirtschaftlicher Wegebau im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens Steindorf – 
Beteiligung der Gemeinde Seewalchen an den Baukosten 

 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl  
Im Zuge der Flurbereinigung Steindorf wurden u.a. auch einige Wirtschaftswege ausgebaut. Es sind 
dies  

a) Wirtschaftsweg Lohninger 
Abzweigung von der Gamperner Landesstraße, Baukosten ca. € 7.000,-- Beihilfe d. Landes 40% 
 
b) Wirtschaftsweg Schwarzenlander 
Abzweigung von der Gamperner Landesstraße, wurde als Betonspurweg ausgeführt 
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Baukosten ca. € 8.000,-- 
Beihilfe des Landes 50 % 
 
c) Wirtschaftsweg Lohninger – Stahlrohrdurchlass 
Abzweigung von der Staudacherstraße statt ehem. Brücke über Kraimserbach 
Baukosten ca. € 2.200,-- 
Beihilfe des Landes 40 % 
Interessenten 30 % 
Gemeinde (vorbehaltlich der Zustimmung GR)  30 % 
 
Für die einzelnen Baumaßnahmen wurden vorbehaltlich der Zustimmung durch den Gemeinderat 
Finanzierungsbeihilfen der Gemeinde in Aussicht gestellt. 

 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den mehrheitlichen Beschluss gefasst, für den landwirtschaftlichen Wegebau im Rahmen des 
Flurbereinigungsverfahrens Steindorf in den Jahren 2003 und 2004 jeweils € 750,-- als 
Gemeindebeitrag zu leisten. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, für den landwirtschaftlichen 
Wegebau im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens Steindorf in den Jahren 2003 und 2004 
jeweils € 750,-- als Gemeindebeitrag zu leisten. 

 
GV.Stallinger betont, nachdem es sich hier seiner Meinung nach gar nicht erkennbar um private oder 
infrastrukturelle betriebliche und rein personenbezogene Verbesserungen handle, aus welchen der 
Nutzen für die Allgemeinheit nicht allgemein feststellbar sei, werde er sicher nicht dafür stimmen. Er 
verstehe das als Förderung, bzw. ein Zuvorkommen der Gemeinde für einen Zweck, der dem 
kommunalen Interesse nicht nachvollziehbar dient. 
 
GR.Huber Harald betont, dass in dem Fall ja scheinbar schon im Vorfeld Gespräche geführt worden 
seien und scheinbar auch durch die Gemeinde schon zugestimmt worden sei. In diesem Fall werden 
die GRÜNEN daher dem Antrag zustimmen, aber alle anderen Flurbereinigungsverfahren, die 
hereinkommen, empfehle er, dass im Vorfeld genau überlegt werde, welcher Landwirt einen 
Zuschuss bekomme und in welcher Höhe. Es mache sicher kein gutes Bild wenn man prinzipiell 
zustimme oder ablehne, denn man brauche ja auch öfter etwas von den Landwirten. Bezüglich 
Nutzen für die Allgemeinheit meine er, dass die Gemeinde ja auch für andere Bereiche Förderungen 
auszahle, deren öffentlicher Nutzen vielleicht auch nicht so erkennbar sei. 
 
GR.Zirkel meint, dass Herr Huber etwas verwechsle. Die Gemeinde habe überhaupt nichts 
zugestimmt sondern es habe vielleicht der Bürgermeister etwas in Aussicht gestellt. Die Neuen in 
diesem Hause sollten vielleicht auch die Vorgeschichte wissen. Es sei schon einmal ein Ansuchen 
um Übernahme einer dieser Strassen in das öffentliche Gut gekommen. Dies ist abgelehnt worden, 
da es offensichtlich gewesen sei, dass nur die Last der Erhaltungskosten auf die Gemeinde 
abgewälzt werden sollte. Jetzt habe man über den Weg der Flurzusammenlegung wobei schon 
einmal 1.500,-- Euro an Subvention für die Vermessung an diese Herren gegeben worden seien. 
Jetzt mache man es über das Land – das Land sage 40 % seien drinnen, denn Bauern werden sehr 
bevorzugt behandelt und kommen nun noch einmal um teilweise Bagatellbeträge. Die Bauern mit 
vielen Grundstücken seien mit 20 % drinnen, andere nur mit 2 % z.B. Er sehe hier wirklich nicht ein, 
rein private und für sie angenehmere Fahrweisen von der Gemeinde bzw. der Allgemeinheit zu 
bezahlen. Bei vielen Verhandlungen, wo es um 1 –3 m² von Privatpersonen  gegangen sei, die im 
Zuge der Straßenasphaltierung mit asphaltiert hätten werden sollen – da sei die Gemeinde hart 
gewesen und die haben es selbst bezahlen müssen. Er sei dagegen und wenn das durchgehe, 
werde er jedem, der eine Straße baue, empfehlen bei der Gemeinde um eine Subvention 
anzusuchen, auch für Garagenzufahrten. 
 
Vizebgm.Schachl meint, dass es da zwei Dinge gebe. Zum Ersten, der Nutzen für die Gemeinde 
direkt von diesen Straßen sei für die Gemeinde vielleicht eher gering, aber es gehe ja nicht um die 
Straße alleine, sondern diese Subvention wird ja im Rahmen eines Flurbereinigungsverfahrens 
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gewährt und bei diesem Verfahren habe die Gemeinde sehr wohl einen Nutzen, nämlich viele Meter 
von Gemeindewegen öffentlichen Gutes seien dabei vermessen worden. Es sei richtig, dass bereits 
ein Zuschuss gewährt worden sei für die Randsteine und auch für die Personen, die dort 
mitgearbeitet haben. Das Zweite – dieser Zuschuss bzw. die Subvention beziehe sich nur auf dieses 
Flurbereinigungsverfahren, daher könne einer mit seiner Garagenzufahrt nur dann kommen, wenn er 
vielleicht auch ein  Flurbereinigungsverfahren in diesem Zusammenhang auf die Beine stelle. Drittens 
– es seien weniger als 10 %, womit sich die Gemeinde hier beteilige und Herr Zirkel habe selbst 
bereits angeschnitten, dass der Betrag lächerlich sei und er frage sich, warum man dann so lange 
herumdiskutiere. 
 
GR.Wechselauer betont, dass Herr Schachl bereits Vieles gesagt habe, was er auch meine und er 
gebe ihm dahingehend Recht, dass die Gemeinde auf keinste Weise private Wege finanzieren sollte. 
Aber es gehe hier um unsere Landschaft und um das Prinzip der Flurbereinigung und er glaube, 
wenn sich das Land hier an der Finanzierung beteilige, sollte das auch ein kleines Zeichen sein, dass 
Dinge nicht unter privatem Interesse geführt werden. Er glaube, dass hier die Gemeinde einen 
Beitrag leisten könne, und dass man diesem Unterfangen wohlwollend gegenüberstehe. Er glaube 
man habe auch in anderen Gebieten unterstützt, wie die Subvention an die ev. Pfarre beim Bau der 
Auffahrt Rosenau.  
 
GR.Mayrhofer betont, dass hier gewisse Leute einfach bevorzugt behandelt werden. Wenn man 
bedenke welche Anteilskosten von „normal sterblichen Häuslbauern“ verlangt werden und was da für 
eine Sache laufe, das sei eine Schweinerei. 
 
Das Wort „Schweinerei“ weist Herr Bürgermeister zurück und betont es sei ein Zuschuss im Rahmen 
einer Flurbereinigung. 
 
GV.Berger K meint, dass hier eine Diskussion geführt werde, die es nicht Wert sei. Wenn Herr 
Vizebgm.Schachl als Bauausschuss-Vorsitzender davon spreche, dass es lächerliche Beträge seien, 
dann sehe er nicht ein, warum man mit diesen lächerlichen Beträgen, diesen Leuten unter die Arme 
greifen solle, wo man jeden Euro zweimal umdrehen müsse, bevor man ihn in der Gemeinde 
ausgeben könne. Er glaube auch, dass es sehr wohl Wirkung zeigen würde, und man eine 
Ansuchensflut hier zu behandeln habe, das nicht dafürstehe. Wenn man davon spreche, dass 
Flurbereinigung sehr sinnvoll sei, dann verstehe er wahrscheinlich etwas zu wenig davon. Nur 
deswegen werde es vom Land mit sehr hohen Förderungsmitteln bedacht und diese 
Förderungsmittel vom Land seien ja auch bereits unsere Steuergelder. Er sehe nicht ein, warum wir 
hier zusätzlich noch von der Gemeinde etwas zahlen sollen, weshalb die SPÖ dagegen sei. Er habe 
nichts dagegen, wenn man in Zukunft Förderungsmaßnahmen festlege. Man werde 
Förderungsmaßnahmen für Arbeitsplätze brauchen, vielleicht auch Förderungsposten für die 
Landwirtschaft, aber man werde nicht im Nachhinein zustimmen tröpfchenweise Subventionen zu 
leisten. Zu Herrn Huber meine er, dass es richtig sei und man selbstverständlich auch die Landwirte 
manchmal brauche nur müsse es eine Symbiose sein. Alle haben für das Gemeinwohl zu sorgen. Er 
werde es erleben, dass man jeden Quadratmeter, den man für das öffentliche Gut brauche bezahlen 
müssen. 
 
GR.Kaniak spricht sich ebenfalls dagegen aus, dass hier Privatstraßen subventioniert werden und 
findet es als einen Präjudizfall für alle anderen Gemeindebürger. Außerdem werde pauschal pro 
Einheit subventioniert, was auch ungerecht sei, denn der der den größten Anteil am Grund habe, 
bekomme auch das meiste Geld. Hier könne man nicht von einer sozialen Ausgewogenheit 
sprechen. 
 
Vizebgm.Eisterer betont, dass im Zuge der Gleichbehandlung der Bürger von Seewalchen sie 
ebenfalls dagegen sei. Umso mehr, da es noch heiße, es seien lächerliche Beträge, denn dann 
müsste es auch dem Einzelnen zumutbar sein, das zu bezahlen. 
 
Vizebgm.Schachl erwidert, dass der Ausdruck „lächerlicher Betrag“ von Herrn Zirkel gekommen sei 
und er habe nur gesagt, dass wenn vom Vorredner gemeint worden sei, dass es sich um lächerliche 
Beträge handle, dann verstehe er nicht, warum man darüber diskutiere. Zu Herrn Kaniak bezüglich 
sozialer Gerechtigkeit möchte er sagen, der mehr Grundanteil habe, müsse auch mehr bezahlen, so 
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finde er es doch auch wieder gerecht, wenn er mehr bekomme. 
 
GR.Ebetsberger meint, dass man bei „privat und privat“ differenzieren müsse. Es gehe in diesem Fall 
auch um Landschaftspflege, und da müsse man Zeichen setzen, dass man das unterstütze.  
 
GR.Loidl betont aus seiner Sicht als Landwirt, dass eine Flurbereinigung natürlich eine 
Arbeitserleichterung sei und die Landbewirtschaftung müsse doch noch etwas Wert sein, aber 
anscheinend sei es selbstverständlich. Es werde schon viel verpachtet und wenn Herr Berger sage, 
man müsse in Arbeitsplätze investieren – die Landwirtschaft sei fast der größte Arbeitgeber in 
Seewalchen. 
 
GV.Berger K. betont, wenn die Landwirtschaft schon der größte Arbeitgeber in Seewalchen sei, dann 
sehe man schon welche Strukturprobleme man habe. 
 
GR.Huber H. betont, bezüglich lächerliche Beträge, dass dies eigentlich irrrelevant sei. Es gebe 
Flurbereinigungsverfahren, da zahle man nur 10 % - das könne auch ein höherer Betrag sein und 
darum habe er vorerst den Vorschlag gemacht, nicht über das jetzt zu lange zu diskutieren, jedoch in 
Zukunft im Vorfeld zu klären um welche Beträge es sich handle. 
 
GR.Püringer betont, dass die Gemeinde bisher landwirtschaftliche Wege immer mit Materialien 
unterstützt habe. Wenn man jetzt mit finanziellen Mitteln noch nachhelfe, löse man eine 
Kettenreaktion aus und Herr Loidl – Landschaftsgestaltung sei schon recht und schön. Aber heute 
werde doch nur noch das gemacht, was man mit der Maschine machen könne. Es stimme sicherlich, 
dass die Landwirte Verschönerung machen, aber die Raine werden nicht gemäht. 
 
GR.Loidl antwortet, dass die Raine nicht gemäht werden, liegt daran, dass das sehr viel Arbeit sei. 
Die letzte Flurbereinigung sei1930 gewesen. 
 
GR.Zirkel betont, dass die Wege ja nicht durch die Flurbereinigung entstanden seien. Die Wege 
waren nach wie vor da und haben mit der Flurbereinigung gar nichts zu tun. Die seien ja privat und 
da habe sich kein cm an der Breite der Wege geändert. Es sei nur vom Land  die Möglichkeit 
gegeben worden, die Landwirte zu unterstützen und das Geld sei ja im Grunde auch von uns.  
 
GV.Berger K. meint, dass die Diskussion die sachliche Ebene verlasse und er stellt daher den 
Antrag,  
 auf Schluss der Debatte. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV.Berger gestellten Antrag auf Schluss der Debatte durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
 
Für den Antrag:       16  Stimmen    ÖVP-Fraktion:   13 
                         GRÜNE-Fraktion:   3                                  
 
Gegen den Antrag:   15  Stimmen       SPÖ-Fraktion:   12 

FPÖ-Fraktion:       3   
 
20 . Bebauungsplan 

Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen-Seeufer“ – Änderung. Antrag auf Teilung der Grundstücke 
Nr. 2017/3 u. 2017/7, KG. Seewalchen (Antrag von Hr. DI Veit Urban, Grabenweg 72, 6020 
Innsbruck u. Mitbesitzer) 

 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl  
Mit Eingabe vom 30. April 2003 wurde die gegenständliche Änderung des Bebauunsplanes 
beantragt. Der Antrag wurde an den Ortsplaner Arch. Deinhammer gesendet. Beim der 
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Marktgemeinde Seewalchen ist der Antrag gemeinsam mit der Stellungnahme des Ortsplaners am 7. 
August 2003 eingelangt. Es ist beabsichtigt, das Grundstück 2017/3, KG. Seewalchen unter den 7 
Miteigentümern aufzuteilen. Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 6. August 2003 eine 
Stellungnahme abgegeben. Der Antrag wiederspricht dem Grundsatz des Bebauungsplanes wonach 
eine villenartige Bebauung auf großen Grundstücken festgelegt ist. Nach der Stellungnahme des 
Ortsplaners besteht allerdings auch die Möglichkeit, durch Beschränkungen im Bebauungsplan z.B. 
die Trennung der Grundstücke gem. dem Ansuchen durch Zäune zu untersagen. Der selbe Antrag 
wurde von Hr. Hübner (Mitbesitzer) im Jahr 2001 gestellt. Damals wurde der Antrag mit der 
Begründung abgelehnt, dass dieser Antrag dem Grundsatz des Bebauungsplanes widerspricht, 
wonach eine villenartige Bebauung auf großen Grundstücken festgelegt ist. 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den einstimmigen Beschluss gefasst, dem gegenständlichen Antrag auf Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen-Seeufer“ nicht zuzustimmen, da sich am Sachverhalt seit dem 
Antrag aus dem Jahr 2001 nichts geändert hat. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, dem gegenständlichen Antrag auf 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen-Seeufer“ nicht zuzustimmen, da sich am 
Sachverhalt seit dem Antrag aus dem Jahr 2001 nichts geändert hat  

 
Keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
21.  Bebauungsplan 

Bebauungsplan Nr. 51 „Lees“ (Dr. R.-Schuh-Straße) Erstellung eines neuen Bebauunsplanes in 
der Dr.-R.-Schuh-Straße im Bereich der Grundstücke Nr. 1938/14 u. 1938/17, KG. Seewalchen 
(Antrag von Frau Dipl.-rer.pol. Christina Lees, F-78540 Vernouillet); Grundsatzbeschluss vom 
28. November 2002 

 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl: 
Mit Eingabe vom 9. September 2002 wurde die Erstellung eines Bebauungsplanes in der Dr.-R.-
Schuh-Straße im Bereich der Grundstücke Nr. 1938/14 u. 1938/17, KG. Seewalchen neuerlich 
beantragt. Es soll im Sinne der beiliegenden Vermessungsurkunde des Vermessungsbüros DI 
Brunner ZT-OEG vom 14. August 2000, GZ. 17890 die Grenze zwischen den Grundstücken 1938/17 
u. 1938/20 geändert werden. Diese Grenzänderung ist aufgrund der vorhandenen Bebauung nach 
den Bestimmungen des Oö. Bauordnung nicht zulässig, da der zwingend vorgeschriebene 
Grenzabstand unterschritten werden würde. Aus diesem Grund wurde die Bebauungsplan-Erstellung 
beantragt um den Abstand nach der Bauordnung unterschreiten zu können.  
 
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 28. Oktober 2002 eine grundsätzlich positive Stellungnahme 
abgegeben. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 28. Nov. 2002 den Grundsatzbeschluss 
gefasst, der beantragten Erstellung eines Bebauungsplanes in der Dr.-R.-Schuh-Straße 
zuzustimmen, da durch die Änderung eine Vereinfachung der Verzahnung der Grundstücksgrenzen 
zwischen den Grundstücken 1938/17 u. 1938/14 sowie des Grundstücks 1938/20 entsteht. Das 
Verfahren gem. Oö. Raumordnungsgesetz wurde eingeleitet. Aufgrund der Stellungnahmen wurden 
hinsichtlich des Baubestandes noch die erforderlichen Änderungen vorgenommen. Das Grundstück 
1938/20 (vormals Kersken) wird nun verkauft. Der Kaufinteressent hat mitgeteilt, dass er 
grundsätzlich einem Verkauf des 3 m Streifens im Bereich des Grundstücks Nr. 1938/17 (welcher der 
Auslöser der Bebauungsplan-Erstellung ist)  zustimmt. 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den mehrheitlichen Beschluss gefasst, den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 51 „Lees“ unter 
der Bedingung zu beschließen, dass bezüglich der Veräußerung des Grundstücksstreifens zwischen 
den Parteien eine Einigung zustande kommt. Falls diese Einigung nicht zustande kommt, ist der 
Bebauungsplan gegenstandslos. 
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BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, den vorliegenden Bebauungsplan 
Nr. 51 „Lees“ unter der Bedingung zu beschließen, dass bezüglich der Veräußerung des 
Grundstücksstreifens zwischen den Parteien eine Einigung zustande kommt. Falls diese Einigung 
nicht zustande kommt, ist der Bebauungsplan gegenstandslos. 

  
GV.Berger K. betont, dass am 20.11.2002 der Grundsatzbeschluss gefasst worden sei, dieser 
Bebauungsplanänderung zuzustimmen. Diese Abstimmung sei damals 20 zu 11 ausgegangen. Die 
SPÖ sehe keine Veranlassung, die Meinung dazu zu ändern und werde auch heute wieder dagegen 
stimmen. Er glaube, dass es wahrscheinlich sinnvoller wäre den Antrag zurückzuziehen, weil man 
jetzt durch die geänderten Verhältnisse nicht einmal wisse, ob die beiden Parteien das überhaupt 
noch wollen. Weiters findet er es nicht sinnvoll, einen Antrag auf Bebbauungsplanänderung zu stellen 
unter der Voraussetzung, dass die Grundwerber das auch noch wollen und wenn sie es nicht mehr 
wollen sei der Antrag bzw. auch der Beschluss gegenstandslos. Daher werde die SPÖ dagegen sein, 
wenn der Antrag so bestehen bleibe. 
 
Der Bürgermeister betont, dass in der Bauabteilung auch diskutiert worden sei, ob das nicht besser 
abzuwarten sei. Man habe sich aber für diese Vorgangsweise entschieden weil mit diesem Zusatz, 
falls der Verkauf nicht zustande komme, eine weitere Verfolgung ausgeschlossen sei. 
 
AL.Schmidt betont, dass Frau Lees in dieser Angelegenheit öfter bei ihm gewesen sei und er daher 
um die Situation wisse. Er erklärt den Sachverhalt und betont, dass man in diesem Fall zuerst die 
Bebauungsplanänderung brauche, damit die grundbücherliche Durchführung (Abtrennung mittels 
Kaufvertrag) durch den Geometer überhaupt möglich sei. 
 
GR.Wechselauer ergänzt zu Herrn Berger, dass man im letzten Jahr lange darüber gesprochen habe 
und Herr Berger habe gesagt, wenn man mit Herz entscheiden sollte, dann hätte man das bereits im 
Jänner machen sollen. Es sei nun ein Jahr vergangen, der Antrag sei neuerlich gekommen und man 
sollte doch eine Entscheidung herbeiführen, um diesen Parteien zu ihrem bereits lang ersehntem 
Wunsch zu verhelfen. Es seien Mängel aus der Verhangenheit und er meine es sei der besser Weg, 
dies zu bereinigen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag:       19  Stimmen   ÖVP-Fraktion:      13 
                         GRÜNE-Fraktion:   3                                 

FPÖ-Fraktion:       3 
 
Gegen den Antrag:    11 Stimmen    SPÖ-Fraktion:   11 (ohne GR.Kritzinger) 
       
Stimmenthaltung:     1  Stimme             SPÖ-Fraktion:      1 (GR.Kritzinger)   
 
 
 
22.  Bebauungsplan 

Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf-Siedlung“ – Änderung  
Antrag auf Änderung der Bebaubarkeit im Bereich der Bauplätze Nr. 173 u. 174 
(Grundstück Nr. 1324, KG. Litzlberg) Antrag von Hr. Josef Voglhuber, Hackerweg 7/5, 4863 
Seewalchen 

 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl: 
Mit Eingabe vom 14. Oktober 2003 wurde die gegenständliche Änderung des Bebauungsplanes 
beantragt. Die Bebaubarkeit auf dem Grundstück Nr. 1324, KG. Litzlberg soll abgeändert werden. Im 
wesentlichen handelt es sich dabei um eine Anpassung an den Bestand, da durch die bestehende 
Garage der lt. Bebauungsplan vorgesehene Grenzverlauf zwischen den Bauplätzen 173 u. 174 nicht 
mehr durchführbar ist. Der Ortsplaner teilt in seiner Stellungnahme vom 23. Oktober 2003 mit, dass 
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grundsätzlich keine Bedenken bestehen, sofern das Nachbarrecht nicht verletzt wird. 
Die beiden Bauplätze stehen beide im Eigentum der Familie Voglhuber. Eine Verletzung des 
Nachbarrechtes ist daher nicht gegeben. 
 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den einstimmigen Beschluss gefasst, der beantragten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 
„Steindorf-Siedlung“ zuzustimmen. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der beantragten Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf-Siedlung“ zuzustimmen. 

  
Keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
23.  Bebauungsplan 

Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“ – Änderung Nr. 4. Antrag auf Änderung der Bebaubarkeit 
des Grundstücks Nr. 1965/7, KG. Seewalchen (Antrag von Hr. Dr. Willibald Huber, Dr. Karl-
Renner-Straße 11a, 4470 Enns); Grundsatzbeschluss vom 2. Juli 2003 

 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl: 
Mit Eingabe vom 31. März 2003 hat Herr Dr. Willibald Huber, 4470 Enns um Abänderung des 
Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ im Bereich des Grundstücks Nr. 1965/7, KG. Seewalchen 
angesucht. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 2. Juli 2003 den Grundsatzbeschluss gefasst, 
der  der gegenständlichen Änderung Nr. 4 des Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ zuzustimmen. 
Das Verfahren nach dem Oö. Raumordnungsgesetz wurde eingeleitet. Die Stellungnahme des Amtes 
d. Oö. Landesregierung ist grundsätzlich positiv. Jedoch wird festgestellt, dass kein Motivebericht 
und keine Begründung für die Änderung vorliegt. Die Stellungnahme des Naturschutzes ist ebenfalls 
grundsätzlich positiv. Im Stellungnahmeverfahren wurden auch sämtliche Miteigentümer (32) von der 
geplanten Änderung verständigt. Diese haben sich z.T.  massiv gegen die geplante Änderung 
ausgesprochen, da eine Beeinträchtigung der Belichtung und Belüftung befürchtet wird. Diese 
Belange des Nachbarschaftsrechtes werden allerdings allenfalls im Zuge des 
Baubewilligungsverfahrens erörtert.  
 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den einstimmigen Beschluss gefasst, der beantragten Änderung Nr. 4 des Bebauungsplanes 
Nr. 45 „Sandberg“ zuzustimmen. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der beantragten Änderung Nr. 4 des 
Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ zuzustimmen, da keine öffentlichen Interessen durch die 
Änderung negativ beeinträchtigt  werden. 

 
Keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
24.  Flächenwidmungsplan Nr. 3/1984 

Umwidmung einer Teilfläche der Grundstücke Nr. 2369/1 u. 2369/7, KG. Seewalchen von 
„Grünland – Sport- u. Spielfläche“ in „Sondergebiet des Baulandes – Kindergarten und 
Musikerheim“. 
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BA-Obmann Vizebgm.Schachl: 
Mit dem Bau des Kindergartens und des Musikerheimes soll im Frühjahr 2004 begonnen werden. Der 
neue Flächenwidmungsplan ist möglicherweise bis zu diesem Termin noch nicht rechtswirksam. Aus 
diesem Grund wurde eine Einzeländerung beantragt. 
 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30.10.2003 mit dieser Angelegenheit befasst und 
dabei den einstimmigen Beschluss gefasst, der gegenständlichen Änderung des 
Flächenwidmungsplanes zuzustimmen. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der gegenständlichen Änderung des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 3/1984 hinsichtlich Umwidmung einer Teilfläche der Grundstücke Nr. 
2369/1 u. 2369/7, KG. Seewalchen von „Grünland – Sport- u. Spielfläche“ in „Sondergebiet des 
Baulandes – Kindergarten und Musikerheim“ 
zuzustimmen. 
 
GR.Huber H. fragt, ob das restliche Grundstück, welches für die Sportfläche überbleibe, nach wie vor 
Grünland sei. 
 
Der  Bürgermeister antwortet, dass es im jetzigen Flächenwidmungsplan schon so sei, im Neuen 
aber als Bauland mit Sonderwidmung Sport und Spielfläche. 
 
GV.Berger K. betont, dass er sich erinnern könne, dass bei einer Sitzung, die Meinung vertreten 
worden sei, es nach wie vor als Sport- und Spielfläche mit Sonderwidmung zu lassen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
25.  Straßenbezeichnung 

Rosenau (Stallinger-Gründe im Bereich Langauweg-   Haidacherstraße). 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl: 
Im Bereich der „Stallinger-Gründe“ zwischen Haidacherstraße und Langauweg wurde bereits mit 
Bautätigkeiten begonnen. Insgesamt sind dort zehn Bauparzellen. Die Aufschließung erfolgt durch 
öffentliches Gut. Für die Aufschließungsstraße soll eine Straßenbezeichnung festgelegt werden. 
In der Sitzung des Bauausschusses am 30.10.2003 wurde beschlossen, den beiden Anrainern 3 
Namen für ihre Straße zur Auswahl anzubieten, und analog den bestehenden Straßenbezeichnungen 
im Umfeld (Amselweg und Lerchenweg), bei Vogelbezeichnungen zu bleiben. Angeboten wurden 
Fasanenweg, Ammerweg und Wachtelweg. Die dzt. 2 Familien haben sich für keinen der Namen 
entschließen können. Von Beiden kam der Vorschlag „Kornfeldstraße“. Eine Familie könnte sich als 
Alternative „Fasanenweg“ vorstellen, aber nur „wenn es anders nicht möglich ist“. Bei den Mitgliedern 
des Bauausschusses wurde eine Umfrage durchgeführt.  
Gegen den Namen „Kornfeldweg“ bestehen keine Bedenken. 
 
BA-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund des Ergebnisses bei der  Umfrage bei den Mitgliedern des Bauausschusses den  
Straßennamen „Kornfeldweg“ für die Verkehrsfläche zu vergeben und die vorliegende Verordnung 
zu beschließen. 

 
GR.Zirkel betont froh zu sein, dass die ÖVP-Fraktion von dem Namen „Südtirolerweg“ Abstand 
genommen habe. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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26.  Allfälliges 
 
a)  GR.Dr.Vogel findet es angenehm, dass der Amtsleiter nun nicht mehr hinten sondern in der         
     Runde sitze und somit besser rechtliche Erklärungen abgeben könne. 
 
b)  GR.Püringer  erwähnt bezüglich Gasse bei Idlhammer, die von Six blockiert gewesen sei, dass  
     man zwar jetzt durchgehen könne, aber der Weg sollte mit Sand noch verbessert werden. Hier         

  antwortet der Amtsleiter, dass der Rechtsanwalt die Möglichkeiten noch prüfen müsse, bevor           
  man hier etwas machen könne. 

 
c)  GR.Zirkel fragt Herrn Schachl warum der neue Fußweg zum Amthof gesperrt sei.     
     Vizebgm.Schachl betont, dies nicht zu wissen. Der Bürgermeister erklärt, dass jetzt nichts mehr    
     dagegenspreche das zu öffnen, weil der Weg jetzt instandgesetzt sei durch den Kanalbau. 
 
d)  GR.Zirkel fragt Herrn Bürgermeister als 1.Bauinstanz, dass man in der Gemeinde Liebeskreuze   
     stehen habe und ob es dafür eine Baubewilligung gebe – wenn nicht, sollte man sich bei der      
     Landesregierung erkundigen, ob das notwendig sei oder nicht. 
     Der Bürgermeister antwortet, es gelesen zu haben, sei momentan aber überfragt,  sie seien     
     jedoch bei der Gemeinde angemeldet worden. 
     GR.Zirkel meint hierauf – dass laut Feststellung der Juristen des Landes OÖ. bei Kreuzen dieser    
     Größenordnung (7,38 m) schon eine Baubewilligung erforderlich sei. 
 
e)  GR.Kaniak erwähnt zu Kollegen Födinger – Gewichtung der Tagesordnungspunkte bzw.    
     Ermessungspielraum des Bürgermeisters – ihm fehle, dass man nichts über die    
     Kastingergründe, das Industriegebiet, die Hauptstraße, Autobahnabfahrt usw. höre. Man befasse     
     sich mit Hundesteuer und diversen Flurbereinigungen. Hier erwarte er unter Berichten schon   
     mehr vom Bürgermeister – nicht immer nur die Termine. Das wäre für die jungen Kollegen   
     wissenswert. Er meine solche Tagesordnungspunkte wären wichtig. 
 
f)  GV.Berger K. fragt den Bürgermeister bezüglich Kanalbau in Steindorf. Es habe eine Anfrage am   
     10.6. in der Gemeinderatssitzung gegeben von Herrn Petkowitsch, dass es Probleme gebe. In   
     der selben Sitzung sei von GR.Püringer das Schüttmaterial und die Verdichtung beim Kanalbau    
     kritisiert worden, worauf man eine Überprüfung zugesagt habe. Diese Überprüfung habe  
     stattgefunden und es habe eine Stellungnahme des DI.Irrgeher gegeben. Diese Stellungnahme  
     habe der Bürgermeister am 2.7. hier herinnen verlesen und mitgeteilt, dass alles in Ordnung sei,  
     dass das Land Oö. Verdichtungswerte usw. prüfen werde. In der Gemeindevorstandssitzung am   

11.9. habe der Bürgermeister informiert, dass inzwischen die Prüfzeugnisse hier und alles in Ordnung sei 
(Frostschutzmaterial und Verdichtung). Er habe dann gefragt, wann asphaltiert werde und man habe ihm 
das nicht beantworten können. Dann habe es am 15.10. ein Schreiben gegeben, in dem Herrn 
Petkowitsch mitgeteilt worden sei, dass es einiges an Problemen gegeben habe. Er liest hierauf diesen 
Brief vor, aus dem hervorgehe, dass das Schönwetter Schuld sei, dass die Verdichtungswerte nicht in 
Ordnung waren und daher eine Verzögerung gewesen sei. Er verstehe das nicht, dass man zuerst sage, 
es sei alles in Ordnung und dann schreibe man, dass das der Grund für die Verzögerung sei. Er bitte um 
Aufklärung und möchte wissen, ob es heuer dort noch eine Asphaltierung geben werde. 
Der Bürgermeister antwortet, dass diese Zufahrt Petkowitsch die Gemeinde seit dem Juli verfolge. Ihm 
tue es leid, dass es nicht gelungen sei, die Termine zu halten. Nächster Asphaltierungstermin sei nächste 
Woche vorgesehen. 
GV.Berger versteht nicht, warum man es akzeptiere, wenn ausgeschriebene Werte nicht erreicht 
werden. Wozu bezahle man die Bauleitung. 

     Der Bürgermeister betont, dass die Bauleitung sich sehr bemüht habe, warum es nicht geschafft   
     worden sei, könne er so nicht beantworten. Es sei sicher eine unangenehme Sache, er hoffe aber,     
     dass das Thema nächste Woche bereinigt werde. 
     GR.Püringer fragt, wie man das machen wolle, obwohl die Werte nicht stimmen. Durch Abwarten  
     alleine verdichte sich das nicht. Er warne die Gemeinde, wenn man darüber asphaltiere werden    
     Schäden entstehen. Man sollte sich gegenüber der Firma richtig absichern. 
     GR.Zirkel betont, es wäre die Aufgabe des Herrn Schachl als neuer Bauausschussobmann.    
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    Jeder wisse und es sei auch im Prüfbericht gestanden, dass in der Straße von Herrn Petkowitsch  
     der Wert knapp verfehlt worden sei. Dann habe Herr Irrgeher der Gemeinde gemeldet, dass sich    
     das bis zum Herbst (Asphaltierungstermin)  so weit verdichten werde, dass es dann in Ordnung    
     sei. Das habe auch der Techniker ausgesagt, der die Dichtheitsprüfung durchgeführt habe.  
     Vizebgm.Schachl betont, dass man gerade gehört habe, dass es bezüglich der Asphaltierung    
     einen Plan gebe und es mit Kraims mitgemacht werde. 
     GV.Berger K.  fragt warum man die Information nicht bekommen habe, die in dem Prüfbericht  
     gestanden sei – nämlich, dass die Werte knapp verfehlt worden seien. Es habe geheißen alles in    
     Ordnung.  
     Der Bürgermeister betont den Bericht vorgelesen zu haben. 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung  
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 16.10.2003 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21.30 Uhr.  
 
 
 
        Der Schriftführer:                            Der Vorsitzende: 
 
 

........................................................            ........................................................   
      (AL.Hans Schmidt)                          (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                    Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 

........................................................        ........................................................ 
    (Vizebgm. Gertraud Eisterer)               (GV.Stefan Gaisbichler) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                    Für die GRÜNE-Fraktion:      
     
 

........................................................        ........................................................        
(GR.Dipl.Ing. Hans-Peter Zirkel)              (GR. Wolfgang Vogel)          

    
     

         
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom                      keine Einwendungen erhoben wurden.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
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